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Anlage 
 
 
Beschlußvorschlag: 
 
1. Der Kreistag stimmt der Bildung eines neuen Zweckverbandes ”Brandenburgische 

Kommunalakademie” aus den bestehenden Zweckverbänden ”Studieninstitut für 
kommunale Verwaltung in Bernau” und ”Studieninstitut für kommunale Verwaltung 
in Brandenburg” mit Wirkung vom 1. Januar 2002 zu.  
 

2. Für den neuen Zweckverband wird der beigefügte Entwurf der Verbandssatzung 
des Zweckverbandes ”Brandenburgische Kommunalakademie” vom 01.01.2002 
(siehe Anlage) empfohlen. 
 

3. Der Kreistag erklärt sein Einverständnis, daß die Rechte des Verbandsvorstehers 
des neuen Zweckverbandes bis zur erstmaligen Wahl der letzte Verbandsvorste-
her des Zweckverbandes für das Studieninstitut für kommunale Verwaltung Bran-
denburg, Herr Wolf, wahrnimmt.  
 

4. Der Kreistag erklärt sein Einverständnis, daß die Rechte des Vorsitzenden der 
Verbandsversammlung des neuen Zweckverbandes bis zur erstmaligen Wahl der 
letzte Verbandsvorsteher des Zweckverbandes für das Studieninstitut für kommu-
nale Verwaltung in Bernau, Herr Reinking, wahrnimmt.  
 

 



 

 

Begründung  
 
 
1. Ist-Zustand 
 
Im Land Brandenburg existieren zur Zeit drei kommunale Studieninstitute: 
 
− das Studieninstitut für kommunale Verwaltung in Bernau  
− das Studieninstitut für kommunale Verwaltung in Brandenburg 
− das Niederlausitzer Studieninstitut für kommunale Verwaltung in Beeskow. 
 
Die Institute in Bernau und Brandenburg planen eine Fusion. Der Landkreis Ucker-
mark ist Mitglied des Zweckverbandes ”Studieninstitut für kommunale Verwaltung” in 
Bernau. Das Niederlausitzer Institut hat erklärt, seine Eigenständigkeit zu behalten.  
 
Die geplante Fusion erfolgt auf Initiative des Landkreistages Brandenburg und aller 
Landkreise, die sich im Einzugsgebiet der beiden Studieninstitute befinden.  
 
In einer gemeinsamen Beratung unter Moderation des Geschäftsführers des Land-
kreistages Brandenburg mit Vertretern aller beteiligten Landkreise am 18. Juni 2001 
in Potsdam bestand zwischen allen Beteiligten Einigkeit darüber, die Fusion des 
Brandenburgischen Instituts mit dem Institut in Bernau zum 1. Januar 2002 auf der 
Grundlage der Neubildung nach § 22a des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (Neubildung von Zweckverbänden aus bestehenden Zweckverbänden) 
zu realisieren.  
 
Alle Institute verfolgen die gleichen Aufgabenstellungen, die in den jeweiligen Ver-
bandssatzungen festgeschrieben sind. Im wesentlichen handelt es sich um folgende 
Aufgaben:  
 
− Aus- und Fortbildung von Kommunalbediensteten  
− fachtheoretische Ausbildung der Anwärter des mittleren Verwaltungsdienstes 
− berufsbegleitende Ausbildung im Ausbildungsberuf Verwaltungsfachangestellte 
− Fortbildung von Mitarbeitern in Angestelltenlehrgängen  
− berufsbegleitende Fortbildung in Kurzseminaren zu verwaltungsspezifischen 

Themen. 
 
Der Zweckverband des kommunalen Studieninstitutes Bernau finanziert sich derzeit 
im wesentlichen aus einer Umlage auf Einwohnerbasis. Hierfür sind vom Landkreis 
Uckermark im Jahr 2001 107.235,80 DM (0,70 DM pro Einwohner) zu zahlen. Zusätz-
lich werden Gebühren für Seminare und Verwaltungslehrgänge (Fortbildung) sowie 
Unterrichtsgebühren (Ausbildung) in Rechnung gestellt. Diese Kosten belaufen sich 
2001 auf ca. 40.000 DM (s. Ziffer 5.1).  
 
2. Rückentwicklung der Beschäftigten in den Kommunen 
 
Seit Gründung der Studieninstitute im Jahr 1992 hat sich die Beschäftigtenzahl in den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden im Land Brandenburg von 99.900 auf 51.000 im 
Jahr 1998 zurückentwickelt. Während in früheren Jahren eine verstärkte Nachfrage 
nach Verwaltungslehrgängen bestand, konzentrieren sich in den letzten Jahren die 



 

 

Wünsche der Mitgliedsverwaltungen auf spezielle Fortbildungsseminare, zumeist im 
Zusammenhang mit neuen Gesetzen oder Gesetzesänderungen.  
 
 
 
 
 
3. Konkurrenzverhalten  
 
Inzwischen befinden sich die drei kommunalen Studieninstitute in Brandenburg in ei-
ner Konkurrenzsituation zu privaten Anbietern. Diese sind zumeist flexibler, und sie 
bieten ihre Seminare professioneller und werbewirksamer an. Darüber hinaus machen 
sich die drei Institute aufgrund der reduzierten Zielgruppe mit Seminarangeboten 
auch außerhalb ihres Einzugsgebietes gegenseitig Konkurrenz.  
 
Die Konkurrenzsituation erstreckt sich inzwischen auch auf die Anwerbung von Do-
zenten.  
 
4. Personalsituation, Kosten für Sachmittel und Unterbringung  
 
In den Haushalten der Studieninstitute nehmen die Personalkosten einen hohen An-
teil ein. Personaleinsparungen lassen sich durch reduzierten Verwaltungsaufwand für 
die eigentlichen Institutsaufgaben erzielen, also Entwicklung von Lehrplänen, Eruie-
rung des Fortbildungsbedarfs, inhaltliche Konzeption und Ausgestaltung der Lehr-
gänge und Seminare. Diese parallelen und gleichartigen Aufgaben würden bei einer 
Zentralisierung der Institute nur noch einmal anfallen.  
 
Die parallele Bearbeitung hat nicht nur Auswirkungen auf die Personalkosten, son-
dern auch auf Sachkosten und Kosten für die Unterbringung. Die Mietzahlungen be-
laufen sich beim Institut in Potsdam auf 10.900 DM und in Bernau auf 10.200 DM mo-
natlich (Stand: Dezember 2000). Bei einer Fortführung der beiden Institute in eigenen 
Gebäuden müßten erhebliche Investitionskosten einkalkuliert werden.  
 
5. Kostenvergleich  
 
Das Finanzierungssystem des neuen Zweckverbandes sieht anstelle der umlageori-
entierten Finanzierung nunmehr eine Finanzierung vor, die vorwiegend auf Zahlung 
nach tatsächlicher Inanspruchnahme beruht. Lediglich ein Sockelbetrag von 0,10 
DM/Ein-wohner wird generell berechnet (bisher 0,70 DM/Einwohner).  
 
Als Gebühren sind vorgesehen (in Klammern die aktuellen Gebühren des Studienin-
stitutes Bernau):  
 

Unterrichtsstunde je Teilnehmer in Fortbildungs-
lehrgängen  

ca. 8,50 DM (4 DM) 

Unterrichtsstunde je Teilnehmer in Ausbildungs-
lehrgängen 

ca. 9,50 DM (4 DM) 

Seminartag je Teilnehmer   

− als Mitarbeiterseminar ca. 145,00 DM (80 DM) 

− als Führungsseminar ca. 360,00 DM (130 DM) 



 

 

 
Eine echte Kostenvergleichsrechnung für den Landkreis Uckermark ist aufgrund der 
Änderung des Finanzierungssystems zwar nicht möglich, doch läßt sich aus der Ge-
genüberstellung der tatsächlich anfallenden Kosten im Jahr 2001 und der Kosten bei 
einer Fusion auf der Grundlage der vorgesehenen Gebührensätze bei in etwa glei-
chen Leistungen ein klarer Kostenvorteil zugunsten der Brandenburgischen Kommu-
nalakademie erkennen.  
 
 
 
 
 
 
5.1  Tatsächliche Kosten im Jahr 2001 
 

Umlage (0,70 DM/Einwohner) 107.236 DM 

Fortbildung (bisherige und geplante Kosten für Seminare und Veran-
staltungen) 

36.585 DM 

Ausbildung (Unterrichts- und Prüfungsgebühren)     3.644 DM 

Insgesamt 147.465 DM 
 
5.2  Berechnung auf der Grundlage der geplanten Gebührensätze für die Bran-
denburgische Kommunalakademie  
 
Unter Zugrundelegung derselben Zahl von Seminaren und Unterrichtseinheiten sowie 
Anwendung der o.g. Gebühren würden sich folgende Kosten ergeben: 
 

Umlage (0,10 DM/Einwohner)  15.319,40 DM 

Fortbildung  74.501,50 DM 

Ausbildung    8.242,00 DM 

Insgesamt   98.062,90 DM 
 
Anmerkung: Die Gebühren wurden vom Brandenburgischen Institut im Rahmen der 

konzeptionellen Vorbereitung der Fusion errechnet. Dabei wurde of-
fensichtlich von einer intensiveren Nutzung der Fortbildungs- und Aus-
bildungsangebote ausgegangen, so daß bei einer stärkeren 
Inanspruchnahme auch mehr bezahlt würde.  

 
5.3  Vergleichsergebnis 
 
Die Kreisverwaltung mußte im Jahr 2001 wegen gekürzter Haushaltsmittel eine Reihe 
von Fortbildungswünschen ablehnen oder zurückstellen. Ab 2002 ist der Nachholbe-
darf für die Fortbildung zu realisieren, so daß jährlich etwa 100.000 DM (statt 74.500 
DM wie im Jahr 2001) anfallen werden. Damit würden sich die Gesamtkosten für Um-
lage, Fortbildung und Ausbildung auf ca. 124.000 DM erhöhen. Letztlich bliebe somit 
ein Kostenvorteil zugunsten des Finanzierungsmodells der Brandenburgischen Kom-
munalakademie in Höhe von ca. 24.000 DM.  
 
6. Standort 



 

 

 
Die Ostdeutsche Sparkassenakademie (OSA) hat angeboten, ihr Gebäude in Pots-
dam (Am Luftschiffhafen) gegen Berechnung anteiliger Mietkosten mit zu nutzen. Die-
ses Haus bietet aufgrund seiner funktionellen Raumsituation und Ausstattung optima-
le Lehr- und Lernmöglichkeiten. Da die OSA als zentrale Ausbildungsstätte der Spar-
kassen auch perspektivisch Bestand haben wird, erübrigen sich Überlegungen der 
Studieninstitute in bezug auf eigene Häuser und entsprechende Investitionen. Viel-
mehr lassen sich die Mietkosten für Unterrichtsräume dem jeweiligen Bedarf anpas-
sen und Synergieeffekte nutzen. Dabei gilt der Grundsatz, daß Aus- und Fortbil-
dungsveranstaltungen im Interesse der Teilnehmer und Mitgliedsverwaltungen soweit 
wie möglich dezentral und nur soweit wie unbedingt nötig in Potsdam durchgeführt 
werden sollen. Damit wird der Nachteil der weiteren Anreise für Teilnehmer aus dem 
Landkreis Uckermark kompensiert.  
 
 
 
 
7. Zeitplan für die künftigen Träger 
 
Zur Aufnahme des Dienstbetriebes am 1. Januar 2002 ist es notwendig, daß die  
Fusionsbeschlüsse in den beiden Verbandsversammlungen spätestens am 12. und 
13. November 2001 gefaßt werden. Voraussetzung sind entsprechende Kreistagsbe-
schlüsse in folgenden Träger-Landkreisen: 
 
− Havelland 
− Ostprignitz-Ruppin 
− Potsdam-Mittelmark 
− Prignitz 
− Teltow-Fläming 
− Barnim 
− Märkisch-Oderland 
− Oberhavel 
− Uckermark 
 
8. Fazit 
 
Durch die Bündelung der Kräfte auf ein landesweit agierendes kommunales Studien-
institut werden die Leistungskraft erhöht, die Qualität verbessert und die Kosten mi-
nimiert. Durch diese Vorteile kann das fusionierte Institut im Wettbewerb mit privaten 
Anbietern besser mithalten, mit der Folge, daß seine Leistungen stärker nachgefragt 
werden. Die Vorteile für die Mitglieder des Zweckverbandes liegen in einem breiteren 
und besseren Leistungsangebot bei niedrigeren Kosten.  
 
 




























